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Jetzt 28 Beschuldigte und 6 Verdächtige im Verfahren 
gegen die Autonome Antifa (M) 


Die ersten I7 


Anklagen 


e (GSA) Celle der Autonomen 

Antifa (M) zurechnet, die An- 
klageschriften zugeschickt. Gleichzeitig er- 
hielten sie den vorläufigen Schlußbericht 
der Ermittlungen. Aus der rund 250 Seiten 
umfassenden Schritft geht hervor, dafs alle 
siebzehn nicht nur nach § 129 wegen „Bil- 
dung einer kriminellen Vereinigung”, sondern 
auch nach 8 129a Absatz 3 wegen „Werbung 
für eine terroristische Vereinigung” angeklagt 
sind. Gemeint ist damit Werbung für die 
Rote Armee Fraktion, da die Gruppe ein 
Plakat mit dem gesprengten Knast von 
Weiterstadt (wie in EinSatz! No. 0 berich- 
tet) vertrieben habe. Gleichzeitig mufßsten 
die LKA-Ermittler zugeben, dafs „über eine 
fatsächliche Zusammenarbeit zwischen der 
»AA (M)« und der »RAF« ... derzeit nichts” 
vorliegen würde (Junge Welt, 22.2.1995). 
Was in der Öffentlichkeit als Unterstützung 
der RAF dargestellt wird, ist selbst nach 
Angaben des Oberlandesgerichts Celle 
nichts weiter als eine Pressestrafsache, die 
spätestens sechs Monate nach der Anklage- 
erhebung verjährt ist. 


.. folgerichtig ist 
Antifaschismus kriminell 


Im wesentlichen wird der Autonomen 
Antifa (M) vorgeworfen, bei 24 antifaschi- 
stischen Demonstrationen gegen das Ver- 
sammlungsgesetz verstoßen zu haben. Da- 
bei soll sie unangemeldete Demonstratio- 
nen mit einem „Schwarzen Block” organi- 


siert haben, zur Vermummung aufgerufen 
und sich bewaffnet haben. Als Nötigung 
wird ihr ausgelegt, daß sie eine Veranstal- 
tung der neurechten „Paneuropa Jugend”, 
verhindert habe. 

Die Gruppe soll mit dem Ziel, das „Sy- 
stem gewaltsam zu kippen“, seit Anfang 1990 
als „kriminelle Vereinigung” agiert haben. 
Das Landeskriminalamt vermeidet es, in 
dem Schlußbericht auf die Arbeit der Auto- 
nomen Antifa (M) vollständig einzugehen. 
Denn um eine Gruppe als „kriminelle Verei- 
nigung” nach 8129 zu verurteilen, müßte 
das Begehen von Straftaten ein übergeord- 
netes Ziel sein. Im Widerspruch dazu steht 
die Bandbreite der Politik der verfolgten 
Gruppe mit Veranstaltungen, Bündnissen 
und Ausstellungen. Der Verein zur Förde- 
rung antifaschistischer Kultur e.V. wird als 
der Gruppe gleichgeschaltet bezeichnet. 
Damit sollen dessen Aktivitäten, wie z.B. 
Fahrten zu ehemaligen Konzentrationsla- 
gern, Lesungen, Veranstaltungen und anti- 
faschistische Kulturfeste ebenfalls krimina- 
lisiert werden. 

Der Vorsitzende des Vereins stellte da- 
zu fest: „Wenn von staatlichen Behörden be- 
hauptet wird, Fahrten zu Konzentrationslagern 
seien staatsfeindlich, so sind nicht diese Fahrten 
und auch nicht die Personen, die sie organisie- 
ren, kriminell, sondern das System.” 

Auch der Buchladen Rote Straße und 
Bündnis ‘90/Grüne Göttingen waren in 
den „Anfangsverdacht” geraten, eine „kri- 
minelle Vereingung” strafbar zu unterstüt- 
zen. Der rechtspolitische Sprecher der grü- 
nen Fraktion im Landtag, Thomas > 


sind raus- 


Neues im 
Mackenrodeverfahren 


GÖTTINGEN. VVie aus gut unterrichteten 
Kreisen bekannt wurde, soll die Göttinger 
Staatsanwaltschaft unter Leitung von Hans- 
Hugo Heimgärtner eine Anklage wegen 
schweren Landfriedensbruches gegen 
mindestens fünf AntifaschistInnen 
anstreben. Diese waren im Zusammenhang 
mit den Auseinandersetzungen am 26. Ok- 
tober 199| gegen ein Schulungstreffen im 
damaligen FAP-Zentrum in Mackenrode 
von der Polizei bei Straßßensperren kontrol- 
liert worden. 

näheres zum Mackenrode-Verfahren in der 
nächsten EinSatz!-Ausgabe = 


FAP und NL verboten 


Bonn. Nachdem das Bundesverfassungs- 
gericht in Karlsruhe erklärt hatte, die 
Freiheitliche Deutsche Arbeiterpartei (FAP) 
sei keine Partei, sondern lediglich ein 
Verein, wurde die neofaschistische Truppe 
unter Friedhelm Busse am Freitag, den 24. 
Februar 1995, verboten und aufgelöst. Am 
gleichen Tag wurde auch die Hamburger 
Nationalistische Liste (NL) des Christian 
Worch verboten. In neun Bundesländern 
kam es daraufhin zu Hausdurchsuchungen. 
Da ein Verbot seit dem FAP-Aufmarsch ın 
Fulda im August 1993 diskutiert und kurz 
darauf auch beantragt wurde, waren die 
FAPler entsprechend vorbereitet, so daß 
Waffen und schwer belastendes Propa- 
gandamaterial kaum gefunden wurden. W 


Mehr zur FAP ihrer Geschichte und ihren 
bereits seit Ende 1993 getroffenen Vorbe- 
reitungen für ein Verbot ist zu erfahren in der 
Broschüre der Antifaschistischen Aktion/BO: 
Kampf der FAP, Oktober 1994, 88 Seiten, 


8,- DM, erhältlich im linken Buchhandel oder 
über die Autonome Antifa (M) 
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IM NUNMEHR VIERTEN JAHR der Ermittlun- 
gen gegen die Autonome Antifa (M) präsen- 
tierte die Generalstaatsanwaltschaft Celle 
einen vorläufigen Schlußbericht der verant- 
wortlichen Sonderkommission 606 und die 
ersten Anklagen. | 7 vermeintliche Mitglieder 
der Göttinger Antifa-Gruppe werden danach 
der Mitgliedschaft in einer „krimininellen 
Vereinigung“ ($ 129) angeklagt. Darüber 
hinaus werden alle 17 auch nach § 129a 
Absatz 3 der „Werbung für eine terroristische 
Vereinigung“ beschuldigt. Bereits im Novem- 
ber vergangenen Jahres hatte die Geschäfts- 
führung des Buchladens Rote Straße Ankla- 
gen nach § 1 29a Absatz 3 erhalten. 


Daß die Göttinger Linke derzeit mit einer 
wahren Flut von Verfahren, Anklagen und Er- 
mittlungen überschwemmt wird, macht den 
Ernst der Lage deutlich: Generalstaatsanwalt- 
schaft, Landeskriminalamt und andere 
reaktionäre Kreise im Sicherheitsapparat 
haben sich zum Ziel gesetzt, die politische 
Landschaft in Göttingen neu zu gestalten. Für 
progressive Ideen oder gar antifaschistische 
Politik ist im Weltbild dieser Kreise kein Platz. 
Gerade deshalb ist es notwendig, auf die 
Provokationen der Celler Behörde mit 
authentischen Informationen der Betroffenen 
zu antworten. 

Daß der erzreaktionäre Generalstaatsanwalt 
Manfred Endler und seine Gesinnungskame- 
raden mit ihren Kriminalisierungsversuchen 
nicht so einfach durchkommen, wie ursprüng- 
lich geplant, lag und liegt vor allem an der 
Öffentlichkeitsarbeit der Verfolgten. 

Sie dabei — auch finanziell — zu unterstützen, 
wird für den Ausgang der Verfahren von 
immenser Wichtigkeit sein. 


Mit antifaschistischen Grüßen, 
Eure EinSatz!-Redaktion 


Postanschrift: 
Fragen zum Vetrieb, LeserInnenbriefe, 
Spenden und Spendenlastschriften etc. 


EinSatz!, c/o Buchladen, 
Rote Straße 10, 37073 Göttingen 
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Dem Staatsschutz ein Dorn im 


(Fortsetzung) Schröder, warf der GSA Celle 
eine „abenteuerliche Rechtskonstruktion“ vor: 
„Schließlich existiere die Qualifikation der An- 
tifa (M) als »kriminielle Vereinigung« bislang 
ausschließlich in der staatsschützerischen 
Phantasie der Strafverfolger — und es gibt 
glücklicherweise in einem Rechtsstaat keinerlei 
Rechtspflicht, sich diese Sichtweise anzueig- 
nen.” Die Göttinger Landtagsabgeordnete 
der Grünen, Heidi Lippmann-Kasten, 
sprach von „polizeistaatlichen Methoden“, 
mit denen bewußt „Straftaten konstruiert 
und eine einzelne Gruppe aus dem antifaschi- 
stischen Bündnis, zu dem bis zu dreißig Grup- 
pen gehören, herausgegriffen” werde. Der 
Bundessprecher der Grünen, Jürgen Trittin, 
sprach Klartext: „Mit ihren Demonstrationen 
hat die »Antifa M« die Bedrohung durch 
Rechtsradikale in Göttingen zum Thema ge- 
macht. Sie wird wegen ihrer erfolgreichen poli- 
tischen Arbeit verfolgt” (taz, 22.12.1995). 


In neun Monaten fast 
14.000 Telefonate abgehört 


Aus dem Schlußbericht des Landeskri- 
minalamtes ist zu entnehmen, daß späte- 
stens seit dem 26. September 1991 ver- 
meintliche Mitglieder der Autonomen An- 
tifa (M) bis zu 24 Stunden täglich observiert 
werden. Es wurden allein im Zeitraum 
vom 29. Oktober 1993 bis zum 15. August 
1994 offiziell, d.h. richterlich genehmigt, 
13.929 Telefonate abgehört, protokolliert 
und ausgewertet. Es wurden Bewegungs- 
protokolle angefertigt, teilweise wurde je- 
der Schritt und Tritt der Verfolgten beob- 
achtet. Rundschreiben der Gruppe wurden 
auf Fingerabdrücke untersucht, aufwendi- 
ge Stimmvergleiche und Schriftgutachten 
fertigten die ErmittlerInnen an und selbst 
Untersuchungen von Plakaten gaben sie in 
Auftrag. 


Wie alles anfing. 

Ende 1991, als die Präsenz des Landes- 
kriminalamtes in Göttingen bekannt wur- 
de, wurde noch die Einschätzung geteilt, 
dafs Anlaß der Ermittlungen die antifaschi- 


Auge: der schwarze Block 


stischen Aktionen 
am 25. und 26. Ok- 
tober 1991 in Burs- 
felde und Macken- 
rode waren. Damals 
wurde sowohl ein 
NPD-Treffen in 
Bursfelde, als auch 
ein FAP-Schulungs- 
treffen in dem ehe- 
maligen neofaschi- 


stischen Zentrum 

= von Karl Polacek 
: ss a = militant angegrif- 
_ fen. Die Ermitt- 


lungsbehörden wei- 
sen offiziell auch darauf hin, obwohl ihr ur- 
sprünglicher Ermittlungsauftrag ein ande- 
rer war. Denn gegen die Autonome Antifa 
(M) selbst wird seit spätestens Mai 1991 er- 
mittelt. Die Begründung für die Ermittlun- 
gen waren ursprünglich verschiedene 
Brandanschläge, für die die Gruppe ver- 
antwortlich gemacht wurde. 

Im Juni 1991 wurde eine Ermittlungs- 
gruppe, die EG 63.02 gegründet. Diese 
wurde später verstärkt und nannte sich 
dann Sonderkommission 606. Sie durch- 
leuchtete die gesamte linke Szene; hunder- 
te von Menschen waren hiervon betroffen. 
Offiziell wurde von 52 Anschlägen gespro- 
chen, um den enormen Aufwand zu legiti- 
mieren. Im Laufe des Jahres 1993 wurden 
auch PartnerInnen des antifaschistischen 
Bündnisses aus Gewerkschaften und Par- 
teien in die Ermittlungen miteinbezogen. 

Die Akten lassen erkennen, daß inzwi- 
schen alle Institutionen, Gruppierungen, 
Einzelpersonen und Organisationen, auch 
wenn sie nur vage Kontakte zu vermeintli- 
chen Mitgliedern aus der Autonomen Anti- 
fa (M) gehabt haben könnten, von den er- 
mittelnden BeamtInnen aufgesucht wor- 
den sind. Dies reicht von städtischen und 
universitären Behörden bis zu verschiede- 
nen Kulturinitiativen und sogar Tagungs- 
häusern. Selbst beim Göttinger Tageblatt 
wurde eine Hausdurchsuchung durchge- 
führt. Göttingen hat sich in den vergange- 
nen vier Jahren zur überwachten Stadt ent- 
wickelt. 


Gräben im Apparat 


Der Eindruck könnte entstehen, daß 
Generalstaatsanwalt Manfred Endler und 
Oberstaatsanwalt Pfleiderer jeglichen Be- 
zug zur Realität verloren haben, scheinen 
sie sich doch die Aufgabe gestellt zu haben, 
in Göttingen die politische Situation umzu- 
krempeln. Und dies trotz bestehender Wi- 
dersprüche im Polizeiapparat. Die Akten 
spiegeln die tiefen Gräben zwischen dem 
Landeskriminalamt Hannover und der 
Göttinger Polizeiführung wider, gegen die 


sogar Verfahren wegen Strafvereitelung 
eingeleitet wurden. 

Das bundesweite Presseecho auf die 
Anklageerhebungen war ein Desaster für 
die staatlichen Anti-AntifaschistInnen in 
Celle und Hannover. Nachdem sich selbst 
der als Hardliner in der SPD bekannte In- 
nenminister Gerhard Glogowski über die 
Ermittlungen „alles andere als erfreut” (taz, 
22.2.1995) zeigte, setzte zwei Tage auch die 
Justizministerin Heidi Alm-Merck nach: 
Sie sei ebenfalls „darüber nicht sehr glück- 
lich” (GT, 24.2.1995). Bekannt wurde auch, 
daß SozialdemokratInnen wie der Göttin- 
ger Oberbürgermeister Rainer Kallmann 
deutlich Kritik an den anti-antifaschisti- 
schen Aktivitäten der GSA übten. Schließ- 
lich „ist das Stadtoberhaupt auch schon mal 
mitgegangen, wenn die ... »Antifa M« gegen 
Rechts aufrief” (taz, 22.2.1995). 


Ein Blick auf die Geschichte 


Die Sonderkommission 606, die die Er- 
mittlungen in Göttingen durchführt, ist aus 
einer länderübergreifenden Sonderkom- 
mission, der Soko 897 aus Hamburg, 
Schleswig-Holstein und Niedersachsen 
hervorgegangen. Diese Sonderkommission 


hatte unter anderem die Verfahren gegen 
die Antifas Renate und Burkhard Ende der 
80er Jahre geführt. Sie wurden beschuldigt, 
an der Antifa-Aktion des Mobilen Antifa- 
schistischen Kommandos gegen den Neo- 
faschist Christian Worch beteiligt gewesen 
zu sein. Die Ermittlungen richteten sich 
vorwiegend gegen das Norddeutsche Anti- 
fatreffen, das sich 1989 auflöste. Schon da- 
mals führte die Generalstaatsanwaltschaft 
Celle einen Teil der Ermittlungen. In perso- 
neller Kontinuität setzten die Ermittlungs- 
beamtlInnen ihre Arbeit in Süd-Niedersach- 
sen fort, da sie hier nicht nur eine Weiter- 
entwicklung des damaligen Ansatzes ver- 
muteten, sondern auch personelle Verbin- 
dungen. 

In der Pressemitteilung der Landtags- 
fraktion der Grünen vom 20. Februar stell- 
te Thomas Schröder fest: „In der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland ist seit dem 
Verbotsverfahren gegen die KPD kein Verfahren 
dieser Größenordnung bekannt, mit dem gegen 
eine öffentliche auftretende politische Gruppie- 
rung als kriminelle Vereinigung auf dem Gebiet 
des Versammlungsrechtes ermittelt wird.” Ge- 
gen autonome AntifaschistInnen ist es der 
größte Prozefßs überhaupt. E 


Internationaler Frauenkampftag 1995 


Heraus zum 8. März! 


GÖTTINGEN. Große Teile der 
autonomen Frauenbewegung 
‘ stehen dem 8. März als Datum 


für einen Frauenkampftag 
aufgrund seiner Besetzung 
von Frauen aus Institutionen, Parteien und 
Gewerkschaften von jeher skeptisch entge- 
gen. Als „ihr Frauentag“ wurde und wird 
vielmehr die Walpurgisnacht (30. April auf 
1. Mai) gefeiert, in denen sich die Frauen 
mit lautstarken und gegen Männergewalt 
gerichteten Demos „die Nacht zurücker- 
obern”. 


Zur Geschichte des 8. März 


Der relativ geringe Stellenwert, den der 
8. März für die autonome Frauenbewegung 
innehat, erklärt sich auch aus seiner Ge- 
schichte. 

Die Einrichtung eines Internationalen 
Frauentages mit dem Schwerpunkt Propa- 
gierung des Frauenwahlrechts wurde 1910 
auf der Internationalen Tagung sozialisti- 
scher Frauen unter Leitung Clara Zetkins 
beschlossen. Der erste wurde am 19. März 
1911 in Deutschland, der Schweiz, den 
USA, Dänemark und Österreich begangen. 
Bis zum 1.Weltkrieg kamen immer mehr 


Länder hinzu. Schon der erste Frauentag 
1911 war ein voller Erfolg. Von der Sozial- 
demokratie und den Gewerkschaften un- 
terstützt, fanden allein in Berlin 41 Veran- 
staltungen mit über 45.000 TeilnehmerlIn- 
nen statt. 

1920 initiierte Clara Zetkin, inzwischen 
bei der KPD, erneut den Frauentag. Im Ge- 
denken an die Petrograder Textilarbeiterin- 
nen, die mit ihrem Streik vom 8. März 1917 
den Auftakt zur rus- 
sischen Februarrevo- 
lution gesetzt hatten, 
legte die Konferenz 
der I. Kommunisti- 
schen Internationa- 
len den Termin für 
den Frauentag von 
nun an auf den 8. 
März. Aus dem ehe- 
mals sozialistischen 
Frauentag wurde 
nun ein kommunisti- 
scher. Von der SPD 
wurden Frauentage 
zu anderen Daten 
erst auf erheblichen 
Druck der > 


Hakenkreuze, 


Drohbriefe und 
rechte Plakate 


GÖTTINGEN. Einige Wochen alt sind Nazi- 
schmierereien am Göttinger JuZl. Unbekannte 
TäterInnen aus der Nazi-Szene hinterlieljen im 
Eingangsbereich des linken Jugendzentrums 
mehrere Hakenkreuze. 

Im Bereich Angerstraßje/Gartenstraße tauchten 
Anfang Februar Drohbriefe an dort lebende 
Ausländerlnnen auf. Die anonymen Pamphlete 
in der mit der Erschiessung der AdressatiInnen 
gedroht wird, sind mit „Sieg Heill“ unterzeichnet. 
Als erste Reaktion auf die unverhohlene ? 
Morddrohung hat sich im Stadtviertel eine Bür- 
gerinneninitiative gegründet. 

Zum 50. Jahrestag der Bombardierung Dres- 
dens durch die Allierten sind Mitte Februar ın 
der Lotzestraße Plakate der rechtsextremisti- 
schen „Unabhängigen Nachrichten” verklebt 
worden, in denen das Bombardement als „alliier- 
ter Massenmord am deutschen Volk“ bezeichnet 
wird. Die revisionistische Ausrichtung macht 
schon das Plakatmotiv, das einen Leichenhaufen 
abbildet, der stark an die Greuelbilder erinnert, 
die nach der Befreiung des Konzentrationslagers 
Auschwitz um die Welt gingen. Die Plakate 
befinden sich gegenüber der „Akademischen Ver- 
bindung Palatia” in der Lotzestraße 44. In der 
Burschenschaft werden laut Informationen der 
kürzlich erschienenden antifaschistischen 


Recherchedokumentation „Klüngel, Corps und 
Kapital“ des Göttinger AStA vor allem 
Mitglieder des rechten „Ring(es) christlich 
demokratischer Studenten“ (RcdS) vermutet. W 


Veranstaltung zu den 
I29/129a Verfahren 


GÖTTINGEN. Am |3. Februar fand in der 
Alten Mensa eine Veranstaltung zur Re- 
pression gegen den linken Widerstand 
statt. Zu der mit rund 300 ZuhörerInnen 
gut besuchten Veranstaltung hatten ver- 
schiedene politische Gruppen und Einzel- 
personen eingeladen. Nachdem die Refe- 
rentInnen deutlich gemacht hatten, daß Be- 
amtlnnen des Landeskriminalamtes im Saal 
nicht erwünscht seien, begannen die Vor- 
träge mit einer Einschätzung zu früheren 
Ermittlungsverfahren nach 88 129/129a 
gegen Linke in Deutschland. Im zweiten 
Redebeitrag gingen zwei Sprecherinnen 
näher auf Angriffe des Staatsschutzes in 
Göttingen ein. Im Zuge der umfangreichen 
Ermittlungen der letzten Jahre waren selbst 
Neonazis von der Polizei Lichtbildmappen 
von vermeintlichen AntifaschistInnen zur 
Identifizierung vorgelegt worden. Im 
folgenden kamen die von den Anklageer- 
hebungen Betroffenen zu Wort. Der Vorsit- 
zende des Vereins zur Förderung antifaschi- 
stischer Kultur dem die Generalstaatsan- 
waltschaft Mitgliedschaft in der Autonomen 
Antifa (M) vorwirft, machte deutlich, wel- 
ches Ziel mit der Kriminalisierung der Göt- 
tinger Antifa Gruppe und des Buchladens 
Rote Straße verfolgt wird. „Kriminalisiert 
werden soll die erfolgreiche antifaschistische 
Politik der Autonomen Antifa (M) und das 
breite antifaschistische Bündnis in Göttingen. 
Kriminalisiert werden sollen Initiativen wie der 
Buchladen, die absolut notwendig sind für 
eine linksradikale Bewegung.“ Zwei Vertrete- 
rinnen des Buchladenkollektivs erinnerten 
im Anschluß daran, daß der Staatsschutz 
nicht zum ersten Mal gegen linke Buchlä- 
den vorgehe. Schon mehrfach seien unter 
dem Vorwand der 88 129/129a Versuche 
unternommen worden, die Verbreitung von 
kritischer Literatur zu verhindern. Die fol- 
gende Diskussion über unterschiedliche 
Ansichten zur Bedeutung der Ermittlungen 
für nicht von den Anklagen betroffenen 
Gruppen brachten wohl auch aufgrund der 
fortgeschrittenen Zeit keine Ergebnisse. 
Insgesamt hat der laute Beifall des 
Publikums nach den Redebeiträgen jedoch 
gezeigt, dal3 die Anti-AntifaschistInnen von 
Generalstaatsanwaltschaft und Landeskri- 
minalamt in Göttingen mit starkem Wider- 
stand gegen ihre Aktivitäten zu rechnen ha- 
ben. a 
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(Fortsetzung) Parteifrauen ab 1925 wieder 
begangen, wobei die nachhaltigen Kriegs- 
eindrücke aus dem 1. Weltkrieg eine pazifi- 
stisch belegte Schwerpunktlegung bewirk- 
ten. Friedenssicherung und Entmilitarisie- 
rung waren auch in den folgenden Jahren 
immer wieder Thema. Forderungen beider 
Parteien bezogen sich zudem immer wie- 
der auch auf die „klassischen“ Themen wie 
den § 218, Arbeitsbedingungen, Lohn- 
gleichheit und Mutterschutz. Im Gegensatz 
zur SPD stellte die KPD ihre Forderungen 
jedoch stets in den Kontext des Strebens 
nach Erringung einer sozialistischen Ge- 
sellschaft. 

Dafs während des Nationalsozialismus 
in Deutschland keine Frauentage stattfan- 
den, versteht sich von selbst. Vielmehr be- 
dingte der sytematisch betriebene Mutter- 
kult eine erhöhte Bedeutung des Mutter- 
tags, an dem Frauen mit „überdurchschnitt- 
licher Gebärleistung“ nun Ehrenkreuze er- 
hielten. 

Nach dem 2.Weltkrieg gab es verschie- 
dene Versuche, die Tradition des Frauen- 
tags wiederzubeleben. Die KPD feierte den 
Frauentag jährlich bis zu ihrem Verbot 1956 
am 8. März, während die SPD Frauentage 
nur noch als Werbefeldzüge für neue Par- 
teimitglieder gebrauchte und selbst diese 
1963 ganz einstellte. In der DDR war der 8. 
März mehr oder weniger zu einem Mutter- 
tag verkommen, an dem es Blümchen und 
Medaillen für die Frauen gab. 

Im Westen entstand dann in den siebzi- 
ger Jahren aus und mit der Studierenden- 
bewegung die autonome Frauenbewe- 
gung, die unter dem Motto „Wir erobern uns 
die Nacht zurück!“die Walpurgisnacht als 
Aktionstag besetzte. Der 8.März wird als 


Frauentag regelmäßig erst wieder seit den 
achtziger Jahren und hauptsächlich von 
der SPD und den Gewerkschaften gefeiert, 
allerdings mit verhaltenen Forderungen 
und geringer Resonanz. 

Dieser Umgang mit dem 8. März kann 
als Spiegelbild der desolaten Situation der 
derzeitigen deutschen Frauenbewegung 
gesehen werden. Während ein großer Teil 
der sogenannten Radikalfeministinnen den 
Kampfspruch „Das Private ist politisch” an- 
scheinend zu ernst genommen hat und mit 
ernsthaften politischen Forderungen nur 
noch spärlich an die Öffentlichkeit tritt, hat 
der sozialistische Feminismus mehr und 
mehr an Gewicht verloren. So wird dem 
konservativen Lager der Frauenbewegung 
das öffentliche Feld überlassen, was als Fol- 
ge zu oft als reformistisch beurteilten Aus- 
wüchsen wie etwa Gleichstellungsbeauf- 
tragten, Gleichstellungsgesetzen und Re- 
formierung, aber nicht Abschaffung des 
5218 geführt hat. Strukturelle Diskriminie- 


_ rung von Frauen ist jedoch ebenso wie z.B. 


Rassismus und Klassenunterdrückung 
Ausdruck des zur Zeit fast weltweit auge- 
breiteten kapitalistischen Herrschaftsy- 
stems. Lohnungleichheit, sexuelle Gewalt 
und der § 218 müssen als Phänomene be- 
trachtet werden, die im Zuge einer diffe- 
renzierten Gesellschaftsanalyse in Bezie- 
hung zu anderen Ausbeutungs- und Unter- 
drückungsformen zu setzen sind. Politi- 
sches Handeln muß also beinhalten, sich so 
zu organisieren, daf eine politische Praxis 
geschaffen wird, die eine Kritik dieser Ge- 
sellschaft betreibt und auf eine radikale 
Veränderung gerichtet ist. 8 


Aktionen zum 8. März: siehe Terminkalender 


FÖRDERINNEN-ABONNEMENT 


Ihr unterstützt uns - wir schicken Euch die EinSatz! 
Bitte die Spendenlastschrift ausfüllen, ausschneiden und abschicken an: 
EinSatz!, c/o Buchladen, Rote Straße 10, 37073 Göttingen 
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Objekte der Begierde:Wo das LKA schnüffelte 


Das Grüne Zentrum 


» ausgiebigsten vom LKA obser- 
vierten Gebäude ist das Göt- 
tinger Grüne Zentrum. Nach Erkenntnis- 
sen des LKA soll sich die Autonome Antifa 
(M) im Grünen Zentrum wöchentlich tref- 
fen. Aus diesem Grund wurde das Gebäu- 
de über vier Jahre lang unter Zuhilfenahme 
von Videotechnik regelmäßig observiert. 
Das Grüne Zentrum ist seit vielen Jah- 
ren Treffpunkt verschiedener politischer 
Gruppen. Unter anderem befindet sich im 
Grünen Zentrum das Büro der Göttinger 
Grünen. 


In diesem Gebäude wurden politische 
Veranstaltungen ausgerichtet und Bünd- 
nisgespräche über geplante Demonstratio- 
nen gegen den sich ausbreitenden Neofa- 
schismus in Südniedersachsen geführt. Im- 
mer dann, wenn die Autonome Antifa (M) 
beteiligt war, rückte ein Mobiles Einsatz- 
kommando (MEK) des LKA aus Hannover 
an, filmte alle ein- und ausgehenden Perso- 
nen und versuchte, diese zu identifizieren. 
Des weiteren wurden die HalterInnen aller 
in der Nähe geparkten Autos und Motorrä- 
der ermittelt und überprüft. In den Akten 
liest sich das dann so: Frau A, Halterin des 
Kraftfahrzeuges mit dem amtlichen Kenn- 
zeichen QQQ, sei 1967 von X nach Y gezo- 
gen und wohnt dort z. Zt. in einem 6-Fami- 
lienhaus. In diesem Haus seien keine Per- 
sonen gemeldet, die aufgrund ihres Alters 
als Fahrzeugnutzer in Frage kommen 
könnten. Desweiteren seien beim Einwoh- 
nermeldeamt der Stadt Y keine Personen 
mit gleichen Namen bzw. Geschwister der 
Frau A verzeichnet. Somit ließe sich nicht 
feststellen, wer das Fahrzeug der Frau A 
benutzt habe. 

Auf diese Weise wurden u.a. Teilneh- 
merlInnen von politischen Diskussionsver- 
anstaltungen ermittelt, indem die Video- 
aufnahmen des MEK mit den von den Ein- 
wohnermeldeämtern beschafften Paisbil- 
dern aller in Frage kommenden NutzerlIn- 
nen der notierten Fahrzeuge verglichen 
wurden. Durch fortgesetzte Ermittlungen 
wurde im Laufe der Zeit zwischen soge- 
nannten UnterstützerInnen und Mitglie- 
dern der „kriminellen Vereinigung (§ 129)” 
Autonome Antifa (M) unterschieden. 

Besonderes Interesse des LKA erregte 
der Umstand, daß im April 1993 eine Per- 
son, die der Autonomen Antifa (M) zuge- 
ordnet wird, einen Karton aus dem Grünen 


Zentrum trug, obwohl nicht beobachtet 
wurde, daß dieser zuvor hereingetragen 
wurde. Ergo wurde ein Depot der zu dieser 
Zeit noch als „terroristischen Vereinigung (8 
129a)” gehandelten Autonomen Antifa (M) 
im Grünen Zentrum vermutet. Vor allem 
deswegen wurde auch für das Grüne Zen- 
trum ein Durchsuchungsbefehl ausgestellt. 
Dieser sollte eigentlich einen Tag nach der 
Anti-Antifa-Razzia vom 5. Juli 1994 voll- 
streckt werden, um ein vermutetes Treffen 
der Göttinger Antifagruppe abends zu 
stürmen. Die offizielle Begründung für das 
Ausbleiben dieser Aktion lautete: die Stim- 
mung in Göttingen sei zu gereizt gewesen. 

Im Zuge der Observationen des Grünen 
Zentrums wurden auch Mitglieder der 
Grünen ermittelt, die Kontakte zu den ver- 
folgten AntifaschistInnen unterhalten bzw. 
unterhalten sollen. So wurde beispielswei- 
se der heutige Bundessprecher der Grünen, 
Jürgen Trittin, dabei beobachtet, wie er sich 
vor dem Grünen Zentrum mit einem Mit- 
glied der Autonomen Antifa (M) unterhielt. 
Den Grünen wird nun zur Last gelegt, auch 
nach den Hausdurchsuchungen weiterhin 
der Antifagruppe einen Raum im Grünen 
Zentrum für Treffen zur Verfügung zu stel- 
len. Spätestens seit diesem Zeitpunkt hät- 
ten die Grünen wissen sollen, daß die Au- 
tonome Antifa (M) nach § 129 verfolgt 
wird. Zwar sei diese noch nicht rechtskräf- 
tig als „kriminelle Vereinigung” verurteilt, 
ein Prozeß sei aber zu erwarten. Daß wahr- 
scheinlich ein Prozeß gegen sie eröffnet 
werden werde, hätte die Autonome Antifa 
(M) in ihrer Presseerklärung vom 
29.12.1994 selbst bestätigt. Trotzdem seien 
auch noch im Jahre 1995 der Autonomen 
Antifa (M) Räumlichkeiten im Grünen 
Zentrum zur Verfügung gestellt worden, 
was durch Observationen bestätigt worden 
sei. Deswegen befinden sich jetzt auch die 
Grünen in den Mühlen der deutschen Ju- 
stiz — der Anfangsverdacht der „Unterstüt- 
zung einer kriminellen Vereinigung (8 129)” 
hbe sich deutlich bestätigt. z 


Kurdistan-Verfahren 


HANNOVER. Am 22. Oktober |1994 fand in 
Hannover eine Kurdistan-Demo mit rund 200 
Leuten statt. Nachdem einige Kurdinnen Sym- 
bole der kurdischen Befreiungsfront ERNK ge- 
zeigt hatten, um an dem im Juli von einem Zivil- 
bullen erschossenen | 6jährigen Halim Dener zu 
erinnern, schlug das SEK in die Demo rein. 
Dabei kam es zu einer Auseinandersetzung zwi- 
schen dem Göttinger Patrick H. und den SEK- 
Beamten Dittrich, Blume und Gernoth. 

Am I5. Februar fand der Prozeß vor dem Amts- 
gericht Hannover statt. Die Anklage gegen 
Patrick, der bei dem Prozeß auch zum Völker- 
mord in Kurdistan Stellung bezog, lautete auf 
Beleidigung und Körperverletzung gegen die 
drei SEK-Polizisten. 

Zum Glück wurde das Verfahren aufgrund 
einiger Ungereimtheiten bei den offentsicht- 
lichen Absprachen der Beamten gegen eine 
Geldbuße von 500,- DM eingestellt. & 


Angeklagt sind einige - 
gemeint sind viele! 

Die Angeklagten, Beschuldigten und | 
Verdächtigen im 88 129/129a-Ver- 


fahren gegen die Autonome Antifa 
(M) brauchen Eure Unterstützung. 


Neues Solikonto: 

Stichwort „Solidarität“, Kontonr.: 
150 497 006, BLZ 260 500 01, 
Sparkasse Göttingen 


„Nötigung“ 


Hinter Zahlen und unter Nummern ver- 
birgt sich oft mehr, als der Abstraktion 
zuzutrauen ist. Selbst diejenigen, die sich 
berufsmäßig mit den Zahlen beschäftigen, 
von denen hier die Rede ist, kennen ihre 
Bedeutung teilweise nicht. 

Klassenjustiz ist ein großes Wort. Dabei ist 
es doch einfach das Recht, das ebenso bür- 
gerlich wie Staat, Ideologie, Kultur und Be- 
wußtsein ist. Aber hinter jedem Gestz, je- 
der Norm stehen eine eigene Geschichte 
und Politik. Die politische Justiz scheint uns 
beim Recht der deutlichste Hinweis auf die 
Tatsache zu sein, daß dieses Gesellschafts- 
system sıch überlebt hat, abgeschafft ge- 
hört und sich selbst abschafft. 

Daher knöpft sich EinSatz! jetzt in jeder 
Ausgabe eine von den Normen vor, die 
auch in den aktuellen Verfahren eine Rolle 
spielen. 

Eine „kriminelle Vereininigung“ soll die 
Autonome Antifa (M) angeblich unter 
anderem deswegen sein, weil sie die Polizei 
nötige. | 

Da wäre die erste Ziffer: § 240 Strafgesetz- 
buch und die erste Geschichte.Vor über 
hundert Jahren hat diese Norm die bür- 
gerliche Ideologie in sich aufgenommen: Je- 
der Mensch soll nur nach seinem „freien 
Willen“ handeln; und deswegen durften die 
Arbeiterinnen im letzten Jahrhundert auch 
frei zwischen der Fabbrikhölle und dem 
Nichts wählen. 

1943, im Faschismus wurde § 240 um 
einen Absatz 2 ergänzt: Das „gesunde Volks- 
empfinden“ sollte ab jetzt entscheiden, ob 
die Nötigung nicht doch ihren guten 
„Zweck“ hätte. Die deutsch denkenden 
Richter konnten sich zur Ermittlung des 
„gesunden Volksempfindens“ auf den Führer, 
der „das Recht schafft“, berufen. Später 
ersetzte man das völkische Empfinden 
durch die „Verwerflichkeit“, nach der BRD- 
Richterlnnen entschieden. 

Erst jetzt machte die Norm richtig Karrie- 
re. Wurde früher unter „Gewalt“ eigentlich 
auch Gewalt verstanden, machten bundes- 
deutsche RichterInnen erst aus Blockaden, 
dann aus Sitzstreiks von PazifistInnen vor 
Rakententransportern, Gewalt im Sinne 
des & 240. 


Was nicht alles zur Gewalt wird, wenn es 
den einen nicht gefällt. So wird aus der 
Staatsgewalt die Staatswahrheit. 
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Weitere $ 129a-Ermittlungen in Göttingen 


Castor-GegnerInnen im 
Fadenkreuz des LKA 


GÖTTINGEN. Der Castor soll 
rollen. Nachdem die nieder- 
‚ sächsische Landesregierung 
® zahlreiche politische und juri- 

stische Einwände gegen den 
Atomtransport angemeldet hatte, haben 
die demokratischen Scheingefechte mit der 
Weisung der übergeordneten Bundesum- 
weltministerin Merkel (CDU) im Februar 
ihr Ende gefunden. Gegen die endgültige 
Weisung sind nun keine juristischen Schrit- 
te mehr möglich. Dennoch ist mit dem 
Transport aus sicherheitspolitischen Grün- 
den erst nach den Österfeiertagen zu rech- 
nen. 

Auch das Landeskriminalamt (LKA) 
hat sich auf seine Weise in die öffentlichen 
Auseinandersetzungen um den Castor- 
Transport eingeschaltet. Für das LKA und 
das niedersächsische Innenministerium 
liegt der Sachverhalt klar auf der hand. Für 
alle 15 Anschläge, die seit Herbst vergan- 
genen Jahres auf die Oberleitungen von 
Bahnstrecken in ganz Niedersachsen ver- 
übt worden seien, sollen demnach TäterIn- 
nen aus dem „autonomen Spektrum” Göttin- 
gens verantwortlich sein. Im Januar hat 
diesbezüglich Generalbundesanwalt Kay 
Nehm Ermittlungen nach § 129a aufge- 
nommen. Der Erklärungsansatz, der ein 
derartiges Verfahren rechtfertigen soll, 
wird vom Leiter der ermittelnden LKA- 
Sonderkommission „Soko 609“ nach einem 
denkbar einfachen Strickmuster vorgetra- 
gen. So sollen die Anschläge zuvor im Göt- 
tinger Ortsteil Weende „geübt” (Göttinger 
Tageblatt, 17.12.1994) worden sein. Dort ha- 


be die Polizei am 19. September 1994 infol- 
ge eines derartigen „Probe-Anschlages” auf 
die Oberleitung der ICE-Trasse selbstgefer- 
tigte „Hakenkrallen”“ und „HT-Abflußrohre” 
sichergestellt. Das einzige Indiz für die Be- 
hauptung - alle 15 Anschläge seien von ein 
und demselben Täterkreis verübt worden - 
ist die Machart der Aktionen. Die Atom- 
kraftgegnerInnen seien dabei „exakt nach ei- 
ner Anleitung vorgegangen” (Göttinger Tage- 
blatt, 8.2.1995). Das LKA mußte jedoch im 
selben Satz darauf verweisen, daß die „An- 
leitung“ interessierten Kreisen öffentlich 
zugänglich war. Die Bauanleitung war „in 
einer linksalternativen Szenezeitschrift” *ab- 
gedruckt, die bundesweit vertrieben wird. 

Unabhängig davon, daß sich das LKA 
schon in der konstruierten Herleitung, die 
verantwortlichen Anti-AKW-AktivistIn- 
nen seien in Göttingen zu orten, derart wi- 
derspricht, müssen die Ermittlungen sehr 
ernst genommen werden. Offensichtlich 
sind für die massive Konzentration von 
umherschnüffelnden LKA-Sonderkom- 
missionen in Göttingen in erster Linie poli- 
tische Gründe ausschlaggebend. Es ist ein 
offenes Geheimnis, daß dem niersächsi- 
schen Innenministerium die politische 
Kraft autonomer Gruppen in Göttingen ein 
Dorn im Auge ist. Unklar ist, welche politi- 
schen Zusammenhänge in diesem Fall kon- 
kret von Ermittlungen betroffen sind. Zwar 
behauptet das LKA, „im Dunkeln” zu tap- 
pen, doch die logische Umkehrung dieser 
Aussage sagt nichts anderes, als daß in alle 
Richtungen ermittelt wird. = 


Hausdurchsuchungen gegen Sprüherlnnen in Berlin 


Großrazzia gegen 
Graffiti-Writer 


Beni SEE BERLIN/GÖTTINGEN. Es war 
x x 4] Freitag der dreizehnte, im Ja- 
Nas. nuar diesen Jahres, als 400 Be- 
DD - WR; amtInnen der Berliner Polizei 
um sechs Uhr morgens zeit- 
gleich 85 Wohnungen und drei Geschäfte in 
Berlin durchsuchten. Gefahndet wurde 
nach Spraydosen, Fotoalben, Videos, 
Büchern und ähnlichem. Mit dieser Aktion 
wurde zum Schlag gegen die in Berlin be- 
sonders aktive Graffiti-Szene ausgeholt. 
Wie immer in solchen Fällen, werteten 
die Fahnder die Durchsuchung als großen 
Erfolg. Der Leiter der Ermittlungsgruppe 
GiB („Graffiti in Berlin”), die aus 20 Polizi- 
stInnen und acht BeamtInnen des Bundes- 
grenzschutzes besteht, wertet die Aktion 
als „recht große(n) Erfolg”. In 74 Fällen sei 
man fündig geworden. Umzugskartons 
mit Beweismaterial seien sichergestellt 
worden. Wie solche Kartons gefüllt wer- 
den, zeigte die Göttinger Polizei schon im 
Vorfeld der Großdemonstration am 
25.11.1989 nach dem Tod von Conny: da- 
mals präsentierte die Pressestelle der Poli- 
zei den Medien an die 100 mit „Waffen“ ge- 
füllte Säcke, die den anreisenden Demon- 
strantInnen abgenommen worden seien. 
„Waffen“ im Sinne der Göttinger Polizei 
waren nicht nur Werkzeug, Wagenheber 
und Benzinkanister, sondern auch Wasser- 
flaschen und Nagelscheren. Von ähnlichem 
Beweiswert dürfte auch das beschla- 
gnahmte Material der Berliner Polizei sein: 


nicht nur selbstbemalte T-Shirts und Base- 
ball-Caps, sondern auch Schulhefte, in de- 
nen 13jährige ihrem Zeichentalent freien 
Lauf liessen, wurden von den ErmittlerIn- 
nen sichergestellt. 


Der Schlag der GraffitijägerInnen sorg- 
te überregional für eine breite Solidarisie- 
rung der SprüherInnenszene. Def Rock von 
der mittlerweile legal arbeitenden Göttin- 
ger Graffiti-Crew R.C.Y. sagte im Gespräch 
mit der EinSatz!, daß anscheinend größe- 
re Solidaritätsaktionen für die Berliner Ver- 
folgten geplant seien. Der Göttinger sagte 
zu dem Vorwurf der Gewalt in der Sprü- 
herInnenszene: „Schlägergangs sprühen viel- 
leicht mal aus Gehabe ihre Tags in ihrem Vier- 
tel, aber für sie ist Sprühen nur zweitrangig. 
Die Verallgemeinerungen der Ermittler treffen 
sonst nicht zu”, so Def Rock. 

„Für die meisten Writer, die oft aus der 
HipHop oder Hardcore-Szene kommen, geht es 
um Fame, d.h. darum, den eigenen Namen un- 
ter möglichst gut gesprühten »Pieces« (Graffi- 
tibilder) zu sehen. Das hat nicht unbedingt was 
mit Angeberei oder ähnlichem zu tun, sondern 
vielmehr mit dem Bedürfnis, aus der eigenen 
Isolation auszubrechen.” 

Als Reaktion auf den staatlichen An- 
griff gegen die Straßenkultur kündigten 
auch Göttinger SprüherInnen an, im Som- 


mer wieder verstärkt aktiv zu werden: 
„Jetzt geht's doch erst richtig los.” ® 


Veranstaltung des 
Komitee 129 


GÖTTINGEN. Zur Unterstützung der von den 
88 129/129a-Verfahren Betroffenen aus der Au- 
tonomen Antifa (M) und dem Buchladen Rote 
Straße lädt das Komitee 129 für den 9. März, 
19.30 Uhr zu einer Veranstaltung in die Alte 
Mensa am Wilhelmsplatz ein. Unter dem Motto 
„Keine Kriminalisierung der Göttinger Linken“ refe- 
rieren der Rechtsanwalt und Publizist Rolf 
Gössner, Heidi Lippmann-Kasten (Grüne, MdL), 
Hulle Hartwig (SPD, MdL), der Publizist Alb- 
recht Maurer sowie Betroffene der Verfahren 
gegen die Autonomen Antifa (M) und den 
Buchladen Rote Straße. Themen sind neben den 
neuesten Entwicklungen zu den Anklagen u. a. 
die Funktion und Anwendung der 88 129/129a, 
die Geschichte der politischen Justiz in Deutsch- 
land und die Verbindungen zwischen Polizei und 


Geheimdienstapparat. Die Veranstaltung ist die 
erste größere Aktion des Komitees |29. Ed 


HANNOVER 


2.3.: Die vergessenen Justizopfer des kalten 
Krieges - Vortrag und Film mit Rolf Gössner - Cafe 
Siesta im Faust - Wilhelm-Bluhm-Str. - 20.00 Uhr 
3.3.: Dr. Bison (GB) undNumb Fire {H} - WZ 
Kornstraße - 20.00 Uhr 

4.3.2 Faust-Konzert mit Twizted Toyz, Square 
Garden, Uhura Sucks - Wilhelm-Bluhm-Str. - 21.00 
Uhr 

5.3.: Lerne lachen ohne zu weinen - Tucholsky- 
Revue - Staditteilzentrum Nordstadt 


8.3.: Das Leben ist eine Frau - Sprengel - 20.30 
Uhr 

11.3.: Toy Dollz [Rove/GB) - Indiego Glocksee - 
20.00 Uhr 

25.3.: Menschenrechte in der Türkei - Diskussion - 
anschl. Kulturfest - Pavillion - ab 16.00 Uhr 

jeden Montag: Antifa-Caf& der „Schüler gegen 
Rechts” und der Antifa-AG der Uni, Cafe 
International, Welfengarten 1 - 19.00 Uhr 


CELLE 


jeden Freitag: Filme und Vorträge im Zensor - 
Lachtehäuser Str. 25 - 20.30 Uhr 


„Großer Lauschangriff‘ in der Outpost 


Grüne ergreifen 


Initiative 


GÖTTINGEN. Am Sonntag, den 

19. März, veranstaltet die 
_ Kreistagsfraktion der Grünen 
einen Solidaritätstag für die 

Verfolgten der §§ 129/129a 
Verfahren in der Göttinger Großraum-Dis- 
co Outpost. 

Der Tag, der unter dem Motto „Der 
große Lauschangriff” steht, beginnt mit ei- 
nem „südniedersächsischen Presseclub” am 
Mittag. Jürgen Trittin, Bundessprecher von 
Bündnis ‘90/Die Grünen, diskutiert mit 
JournalistInnen über die Berichterstattung 
im Spannungsfeld autonomer Aktion und 
Staatsschutz. 

Daran anschließend steht das Kin- 
dertheater Fusselbande und die Göttinger 
Kammeroper mit dem Stück „Die weiße Ro- 
se” auf dem Programm. 

Kultureller Höhepunkt am Abend ist 
das Konzert mit Fury in the Slaughterhouse, 
The Bates, Murphy und anderen Bands. Bis 
in den frühen Morgen beschliefßst eine Tech- 
noparty die umfangreiche Soliaktion. 


Die Ermittlungen und Vorwürfe seien 
offensichtlich nur Mittel zum Zweck, um 
umfangreichere Vollmachten zu erhalten, 
schreiben die Grünen in einer Presserer- 
klärung. „Vollmachten um die linke und anti- 
faschistische Szene auszuforschen und überwa- 
chen zu können.” 

Die Brisanz der Ermittlungen liege 
auch in der Disziplinierungsfunktion der 
Pargraphen 129 und 129a. 

„Gemeint und getroffen ist damit auch das 
Bündnis von Autonomen, Gewerkschaften, 
SPD-Ortsgruppen und Grünen. Der Staats- 
schutz diskreditiert damit unsere Bündnisde- 
monstrationen in Mackenrode 1988, Adelebsen 
1993 und Northeim, die wesentlich zu einer 
Entwicklung einer antifaschistischen Kultur in 
Südniedersachsen beigetragen haben.“ 


Unterstützung 
für die Verfolgten 


Mit den genannten Aktivitäten will die 
grüne Kreistagsfraktion am 19. März über 
den Ermittlungsskandal informieren, in 
den auch einzelne Grüne und ganze Orts- 
verbände hineingezogen worden waren. 
Den Kriminalisierten und Bedrohten soll 
Solidarität und Unterstützung gezeigt wer- 
den und der Überschuß des Konzertes für 
die Prozeßskosten zur Verfügung gestellt 
werden. 

Die MusikerInnen und SchauspielerIn- 
nen verzichten an diesem Tag auf einen Teil 
oder gar ganz auf die sonst üblichen Ga- 
gen. Orstverbände, Kreisverband, Frakti- 
on, Landesverband und die Grüne Jugend 
Niedersachsen sichern die Aktion mit Aus- 
fallbürgschaften ab. E 


MARZ 


GÖTTINGEN 


28.2. - 4.3.: „Strick um den Bauch - § 218 und 
Bevölkerungspolitik” - Ausstellung der Autonomen 
Antifa {M} und der Antifaschistischen Liste im ZHG der 
Uni- Osteingang - Mo - Mi: 13.00 - 17.00 Uhr - Do.: 
16.00 - 20.00 Uhr - Sa.: 11.00 - 16.00 Uhr 


bis 15.3.: Fotoausstellung „Die unsichtbaren Lager”: 
Fotos der NS-Konzentrations- und Vernichtungslager - 
50 Jahre danach fotografiert von Reinhard Matz - 
Lange Geismarstr. 73 - Öffnungszeiten: Mo - Fr: 9.00 - 
15.00 Uhr - So: 12.00 - 17,00 Uhr 


2.3.: Frauen- und Mädchenkampftag 8. März - 
sexistische Anmache von Lehrern und Mitschülern. Wie 
können wir uns wehren? - im Antifa Jugendcofe 
iBASTAI . Salamanca - Gartenstr. 21b - ab 15.00 Uhr 


3.3.: Rainman - oskargekrönter Film mit Dustin 
Hoffmann - Rotes Jugendkino - Naturfreundehaus -, 
19.30 Uhr 

3.3.: Open your eyes - time to wake up! - Soli-Party im 
theaterkeller für die Verfolgten von 88 129/129a - 
Geismarlandstraße 19 - ab 22.00 Uhr 


4.3.: Verbal Razor & Truth Against Tradition & Dr. 
Bison (GB, ex-ABS, ex-Leatherface) - Konzert im JuZl 


6.3.: Einführung in die feministische Therapie - 
Therapeutische Frauenberatung - Weenderstr. 20 - 
19.30 Uhr 

7.3.: Ansichten der alten und neuen Frauenbewegung 
- Dia-Veranstaltung der Autonomen Antifa (M} - Apex - 
Burgstraße - 20.00 Uhr 

8.3.: Gewinnspiel zum Patriarchat - AgitProp-Aktion - 
vor dem Alten Rathaus - ab 16.00 Uhr 


9.3.: Hintergründe zu den Anklageschriften und zur 
Demonstration am 11. März - im Antifa Jugendcafe 
iBASTAI - Salamanca - Gartenstr. 21b - ab 15.00 Uhr 
9.3.: „Keine Kriminolisierung der Göttinger Linken” - 
Veranstaltung des Komitee 129 mit Rolf Gössner, Hulle 
Hartwig, Albrecht Maurer, Heidi Lippmann-Kasten und 
Betroffenen im Verfahren gegen die Autonomen Antifa 
(M} und den Buchladen Rote Straße- Alte Mensa - 
19.30 Uhr 

11.3.: Keine Kriminalisierung des linken und 
antifaschistischen Widerstands! - Demonstration - Markt 
- Göttingen - 11.00 Uhr 


12.3.: Gilrs against boys - Konzert im JuZ! 

15.3.: Internationale Solidarität — Kritische Analyse der 
Soli-Bewegungen & Diskussionen über Perspektiven - 
Veranstaltung mit Jochen Mürrer von der IZ3W - 
Infocafe im Juzi | 

16.3.: Rund um HipHop - im Antifa Jugendcafe 
¡BASTA! . Salamanca - Gartenstr. 21b - ab 15.00 Uhr 
16.3.: Antifaschistischer Solitag der Grünen für die 
Betroffenen der 88 129/129a-Anklagen - Outpost 


23.3.: The tr uth lies in 
Rostock - Film über die 
Ereignisse in Rostock - im 
Antifa Jugendcafe 
¡BASTA! - Salamanca - 
Gartenstr. 21b - ab 
15,00 Uhr 

30.3.: Abschiebepraxis 
und Wertgutscheinsystem 
in Göttingen - im Antifa 
Jugendcafe ;BASTA! - 
Salamanca - Gartenstr. 
21b - ab 15.00 Uhr 
30.3.: Beck Session 
Group und Kick Joness - 
Konzert im JuZl 


